
8. Beiblatt Beiblatt zur P~rlamentskOtrespondenz 16. Feber 1955 

. 263/J Anfraee 
der Abg. Dr. ,P f e i f e r, Dr. G red 1 er, und Genossen 
an die Bundesregierung, " 

'betreffend' die Einbringung von 'Regierungsvorlagen über die Führung ständiger 

Wählerverzeiohnisse sowie über daBVerfa~ren bei Volksbegehren und Volksab-
, 

s t imm\lnge n. 

.. ......... --.-
Während der VI. Gesetzgebungeperiode hatte die Bundesregierung am 

21.2.1952 in Nationalrat Regierungsvorlagen üb,er die Führung ständiger Wählcr­

verzeiohnisse (Stimmlistengesetz) Bowie über das Verfahren bei Vol.ksbegehren 

und Volksabstimmungen 'eingebracht. Diese Vorlagen (504, 505 und 506 der 

B'eilagen) kamen aber in der vorzeitig beendeten VI. Gesetzgebungspe riode 

~eide~ nicht mehr zur Behandlung, obwohl infolge des Mangels dieser Ver­

fahtensgesetze die Bestimmungen unserer Bundesverfassung über Volksbegehren 

U~d Volksabstimmungen der~~ilit nicht du.rohführbar sind~ 
Während der gegenwärtigen VII. Gesetzgeb~ngsperibde wurden die Gesetzes~ 

vorlagen bisher nioht wieder eingebraoht. Je400h hat der Herr Bundesminister 

fijr Inneres während der letzten Budgetdebatte neuerlioh, diesmal jedooh auf 

das besti~teste im Aussohuß auf unsere Anfrage erklärt, daß die erwähnten 

~esetzentwürfe demnäohst im Nationalrateingebraeht werden. Mit Rüoksioht 

. darauf haben wir von der Einbringung eines diesbezüglichen Entsohließ~gsan­

trages im Plenum abge~~hen. Da aber seither drei Monate vergangen sind, 

ohne daß die verheißenen RegierUng8v~rlagen eingebracht worden wären. stel­

len die gefertigten Abgepr,dneten an die ~undesregierung die 
A n,{r a g e. 

Ist die Bundesregierung bereit, die verheißenen Regierungsvorlagen über 

die Führung ständiger WähleI'V€;rze.iohn:i.sse und über das Verfahren bei Volksbe-
, ' , 

gehren und Volksabstimmungen spätes,tens bis zum Beginn der Frühjahrstagung 

dem Nationalrat vorzulegen? 

... -.-.- ..... -
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